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ANALVS E N

Bundeshaushalt1967“ Bilanz der Unsicherheiten
Dr. E berhard^h ie l, Hamburg

Die Unsicherheiten des Haushaltsplans 1967, die sichtbar werdenden Deckungslücken, die nficngel- 
hofte Finanzplanung und die fehlende Setzung von Prioritäten sind nicht erst in diesen Wochen 
deutlich geworden. Der W IRTSCH AFTSD IENST hat in der Vergangenheit wiederholt auf die sich 
abzeichnenden Probleme sowie die wirtschafts- und finanzpolitischen M änge l hingewiesen. M it 
der folgenden Analyse wird die kritische Auseinandersetzung mit der Finanzpolitik der Bundes­
regierung fortgesetzt.

Das „Opening the Budget" hat eigentlich den Sinn, 
dem Staatsbürger Klarheit über die künftige Ent­
wicklung der Staatsfinanzen zu geben. In der gegen­

w ärtigen Situation scheint sich dieser Sinn aber ins 
Gegenteil verkehrt zu haben: Seit der Vorlage des 
Entwurfs eines Bundeshaushaltsplans für 1967 lassen 
sidi die U nsidierheiten der Fundierung dieses Etats 
weitaus konkreter erkennen als seine endgültige Höhe 
und Struktur.

VERSPÄTETE BERATUNG

„Der H aushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungs­
jahres durdi Gesetz festgestellt." Leider spridit nichts 
dafür, daß in diesem Jahre endlich einmal dieser Be­
stimmung aus Art. 110 des Grundgesetzes nachge­
kommen wird. Eigentlidi w äre das um so wünschens­
werter, als dieses keine jener Formeln ist, denen eine 
juristisd ie Überfremdung ökonomisdier Probleme vor­
geworfen werden kann; denn eine Planung für eine 
Periode kann n id it sinnvoll sein, wenn sie erst in der 
M itte des Planungszeitraums effizient wird. Für die 
M inderung ihrer W irksam keit und audi für die V er­
kehrung ihrer A uswirkungen ins Gegenteil lassen sidi 
zahlreiche Beispiele in der Finanzgeschichte der letzten 
Jah re finden. Die heute festzustellende Unsicherheit 
bei der Konzipierung des Bundeshaushaltsplans hat 
hier eine ihrer Ursachen; denn die gegenwärtigen 
Planungen — deren Anfänge ja  schon Monate zurück­
liegen — verlieren ihre Bedeutung, wenn man weiß, 
daß die je tzt sinnvoll erscheinenden Maßnahmen doch 
erst verspätet durchgeführt werden. Wegen dieser 
Verzögerung in Beratung und Beschlußfassung werden 
auch durch den Etat 1967 erhebliche Unsicherheiten in 
das Jah r 1967 hineingetragen.

UNGEDECKTER ETAT 1966

Ein Haushaltsplan ist nicht unabhängig von den vor­
angegangenen Plänen und der A rt ihrer Durchführung.

So erlaubt die Behandlung des Etats 1966 einige be­
merkenswerte Einblicke, die direkte Folgen haben für 
den Etat 1967. In Höhe von 68,9 Mrd. DM w ar der Plan 
mit sechsmonatiger V erspätung Gesetz geworden. Die 
Deckung war nur durch ein Haushaltssicherungsgesetz 
ermöglicht worden, mit dem hauptsächlich einige be­
reits gesetzlich fixierte Ausgabenverpflichtungen für 
1966 gekürzt wurden. Außerdem wurden die V erteidi­
gungsausgaben trotz der zu erwartenden höheren Be­
lastungen zu niedrig angesetzt. Bereits ein V ierteljahr 
nach Verabschiedung des Gesetzes zeigte sich, daß 
dieses Planungswerk den Erfordernissen der Realität 
nicht mehr entsprach und daß Korrekturen durchge­
führt werden mußten. Das beschlossene Haushalts- 
sicherungsgesetz hat also keineswegs das Budget ab­
sichern, sondern nur kurzfristig einige Schwierigkeiten 
abwenden können.

An sich ist es nichts Außergewöhnliches, wenn die 
effektiven Einnahmen und Ausgaben nicht den ge­
planten gleich sind. Im Rahmen von Nachtragshaus­
halten werden höhere oder niedrigere S teuereinnah­
men mit Mehr- oder M inderausgaben verrechnet, even­
tuell wird auch die Verschuldung heraufgesetzt werden 
müssen. Relativ einfach sind solche Korrekturen, wenn 
Mehrausgaben mit M ehreinnahmen Zusam m entreffen. 
Im Herbst 1966 zeigte sich aber eine andere Situation: 
Es ist offensichtlich, daß die Steuereinnahm en nicht die 
errechnete Höhe erreichen und daß außerdem erheb­
liche M ehrausgaben zu decken sind. Diese Konstella­
tion veranlaßte den Bundesminister der Finanzen, eine 
globale Ausgabenkürzung in Höhe von 1 Mrd. DM zu 
verfügen, die auch Eingang fand in den Entwurf eines 
Naditragshaushaltes 1966. Vorgesehen sind zunächst 
Mehrausgaben in Höhe von 1,06 Mrd. DM, die aber 
durch die erwähnten M inderausgaben gedeckt sind. 
Zu 70 “/o handelt es sich bei den nötig gewordenen 
Mehrausgaben um einige Positionen des Sozialetats; 
daneben wird noch ein Zuschuß an die Bundesbahn 
abgezweigt. Außerdem ist eine w eitere M illiarde DM 
für die zusätzliche Finanzierung von Devisenausgleichs­
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forderungen der USA und Großbritanniens vorgese­
hen worden, die durch Anleihen am Kapitalmarkt ge­
deckt werden soll. Die Deckung der verm uteten gerin­
geren Steuereinnahm en ist nodi n id it gelöst, aber audi 
die Plazierung der zusätzlichen Anleihen ist keines­
wegs ohne Problematik. Diese U nsidierheiten bei der 
Realisierung des laufenden Haushaltsplans bilden eine 
denkbar unsolide Basis für Neuplanungen, besonders 
weil die sinkenden W achstumsraten in der Steuer­
einnahme und die M ehrausgaben im Verteidigungs­
sektor audi zu den Haushaltsproblemen für 1967 ge­
hören.

DUBIOSE EINNAHMEN

Als Ende September der Budgetentwurf 1967 von der 
Regierung verabsdiiedet wurde, zweifelte man kaum 
an der Realitätsnähe der Steuersdiätzungen für 1967. 
Audi die oftmals verm utete W illkür der Exekutive, die 
Steuereinnahmen je  nach finanzpolitisdiem Konzept 
mehr optim istisdi oder mehr pessimistisch einzusetzen, 
schien durdi die Verbreiterung des Sdiätzungsaus- 
sdiusses verm indert zu sein. Aber neben der nie aus- 
zusdiließenden allgemeinen Ungewißheit bei Steuer- 
voraussdiätzungen sind die hier interessierenden Vor­
aussagen von vornherein mit einigen speziellen Un­
sicherheitsfaktoren belastet. Zur Dediung der veran- 
sdilagten Ausgaben 1967 ist die Streichung einer Reihe 
von bisher bestehenden Steuervergünstigungen vor­
gesehen. Besonders die auf diese W eise erredineten 
M ehreinnahm en weisen einen nicht zu übersehenden 
Unsicherheitsgrad auf, da die Reaktionen der Steuer- 
pfliditigen auf Steuerrechtsänderungen nur mit äußer­
ster Vorsicht eingeplant werden können. Für die im 
Entwurf des Ergänzungshaushaltes vorgesdilagenen 
Erhöhungen der Tarife bei einigen Verbrauchsteuern 
gilt das in noch höherem Maße. Hinzu kommt, daß 
einige dieser Reditsänderungen bei der gegenwärtigen 
Praxis der Steuererhebung kurzfristig nicht wirksam 
werden können.

Q uantitativ und qualitativ von höherem Gewidit ist 
aber die Unsicherheit, die durch die Annahme einer 
weiteren Beteiligung des Bundes mit 39 Vo an der Ein­
kommen- und Körperschaftsteuer hervorgerufen wurde. 
Der schon vor Veröffentlidiung des Entwurfs vorge- 
bradite Protest der Länderregierungen konnte nidit 
überrasdien. Die Ablehnung des dem Etatentwurf 1967 
beigefügten Gesetzes durch den Bundesrat enthielt 
denn audi eine eindeutige Bewertung. Die Anforde­
rungen an die Leistungsfähigkeit der m ittleren und 
unteren Ebenen der staatlichen A ktivität steigen im­
mer mehr an, so daß deren Finanzsituation seit langem 
bedrohliche Anzeidien enthält. Ihren Forderungen nach 
effektiven M ehreinnahm en w ird man sich kaum ver­
schließen können. W ie der Streit zwischen Bund und 
Ländern auch immer unter verfassungsrechtlidien 
Aspekten zu beurteilen sein wird, die Neuverteilung 
der Finanzierungsmittel des staatlichen Sektors bleibt 
ein aktuelles Problem. Es gibt kaum ein eindrucks­

volleres Beispiel für die Notwendigkeit von mehr In­
formation, Konsultation und Abstimmung der Pläne 
zwisdien den G ebietskörpersdiaften als die gegen­
wärtige Situation. Im Gutachten zur Finanzreform und 
auch im Stabilitätsgesetzentwurf sind gangbare W ege 
aufgezeigt. W ohltuende Auswirkungen sind aber für 
1967 noch nicht zu erwarten.

Die durch diesen Streit in Frage gestellten 2 Mrd. DM 
haben auch im Ergänzungshaushalt keine Berücksichti­
gung gefunden. Da inzwischen die Länderhaushalte 
unter Annahme einer Quote von 65 Vo für das nädiste 
Jahr aufgestellt werden, ist die Schätzung der Ein­
nahm eseite im Etatentwurf des Bundes höchst dubios.

UNGEWISSE VERPFLICHTUNGEN

Auf der Ausgabenseite geht eine wesentliche Unge­
wißheit aus vom Engagement der Bundesrepublik im 
westlidien Militärbündnis. Dodi muß hier differenziert 
werden; Die Verpfliditungen der Bundesrepublik, den 
USA und Großbritannien Devisenausgleichszahlungen 
zu leisten, sind für das Jahr 1966 vertraglich eindeutig 
fixiert gewesen. Die Kürzung der Ansätze für die V er­
teidigungsausgaben 1966 konnte nur m otiviert werden 
mit der Hoffnung, daß man die genannten Verträge 
vielleicht dodi nicht einzuhalten brauchte. Diese Hoff­
nungen sind zusarnmengebrodien, und der Naditrags- 
haushalt 1966 zeigt das Bemühen, auf diesem Sektor 
nun das Versäum te nadizuholen. Die Unsicherheit lag 
hier nicht in den vorliegenden Sadifragen, sondern in 
der Verhaltensweise der Bundesregierung. Die V er­
pflichtungen aus dem Devisenausgleichsabkommen lie­
gen auch für die erste Hälfte 1967 vertraglich fest, so­
weit sie die USA betreffen. Die Zahlungen für die 
zv/eite Jahreshälfte an die USA und die Verpflichtun­
gen gegenüber Großbritannien sind zwar in Umrissen 
bereits siditbar, w erden aber effektiv nicht vor Ende 
1966 bekannt sein. Trotz dieser Unsicherheiten hätte 
aber der Etatentwurf für 1967 diese Verpfliditungen 
ausreidiend berücksichtigen können. Hoffnungen auf 
einen erwünschten Ausgang von Verhandlungen soll­
ten nicht bilanziert werden. Als Konsequenz ist daher 
im Ergänzungshaushalt 1967 eine kräftige Ausweitung 
dieser Position vorgesehen, die noch durch Umstruk­
turierungen im V erteidigungshaushalt unterstützt w er­
den muß. Bundesbank und Kapitalm arkt sollen die 
Finanzierung sidiern.

W ährend bei den bisherigen Debatten über den De­
visenausgleich oftmals die ökonomischen Probleme im 
Vordergrund standen, ist bei den laufenden Verhand­
lungen auch offiziell die wohl sinnvollere Reihenfolge 
gewählt worden: Zunächst wollen sich die drei Staaten 
über die Neuordnung der militärischen V erantw ort­
lichkeiten und Zweckmäßigkeiten einigen, ehe die 
ökonomisch relevanten Zahlungsbilanz- und Etatpro­
bleme behandelt werden. Die bisherige Verzögerung 
dieser Grundsatzentscheidungen träg t erheblich bei zu 
den U nsidierheiten bei der Aufstellung des Etats 1967.
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KRISE DER DIAGNOSE

Der Staat führt kein isoliertes Dasein im Rahmen der 
Volkswirtschaft, sondern, ist aktiv und passiv in das 
Konjunktur- und Wachstumsgeschehen integriert. Es 
ist daher auch nadi den Einflüssen zu fragen, die von 
dieser Seite her auf die Etataufstellung ausgingen.

Verm inderte W achstumsraten in einigen Sektoren, 
nachlassende Investitionsplanungen, geringerer Druck 
auf dem Arbeitsm arkt, diese Tatsachen können zwar 
je nach Standort als beunruhigende Zeichen der w irt­
schaftlichen Situation angesehen werden. Ihnen stehen 
aber auch positiv wirkende Faktoren entgegen. Die 
sich daraus ergebende geringere Wadistumsrate, v er­
bunden mit Um strukturierungen in und zwisdien den 
Sektoren der Volkswirtschaft, kann aber kaum ernst­
haft als Zeichen einer allgemeinen ökonomischen Krise 
angesehen werden. Auf Grund einer neuen Periodi- 
sierung nun vom Beginn einer Konsolidierungsphase 
zu spredien, führt le id it zu einer A rt Selbstberuhigung, 
die die edite Problematik verdedct.

W eniger die allgemeine W irtsdiaftslage sdieint somit 
zu den Unsicherheiten bei der Konzeption des Etats 
1967 beigetragen zu haben — wenn man einmal von 
den veränderten Einnahmeschätzungen auf Grund der 
geringeren W achstumraten absieht —, sondern die 
Unsicherheit in der Bewertung der Phänomene. Das 
erklärt auch den unbefriedigenden Einsatz des Budgets 
bei der Therapie.

Sicherlich ist die staatliche A ktivität nicht ausschließ­
lich dazu bestimmt, konjunktur- und wachstumspoli­
tisch relevante Effekte hervorzurufen, aber man sollte 
die Einnahmen, Ausgaben und den Budgetabschluß so 
wählen, daß die sowieso hervorgerufenen W irkungen 
möglichst auch diesen Zielen entsprechen. Als O rien­
tierung reicht es aber nicht aus festzustellen, daß der 
H aushalt sich im Gleichschritt mit der Sozialprodukt­
entwicklung befindet oder daß die effektive S taats­
nachfrage nicht größer ist als die allgemeine Nach­
frageexpansion. Diese A ussagen spredien nur recht 
vordergründig und in ihrer Form häufig auch irre ­
führend die Zusammenhänge an, die zwischen den 
öffentlichen und privaten Sektoren bestehen. Die 
Kreislauf- und Strukturdaten müßten eingehend auf 
ihre Beeinflussung durch die staatliche Aktivität un ter­
sucht werden. Dabei ist zu beachten, daß der Bund nur 
die Hälfte der staatlichen A ktivität repräsentiert und 
■daß die Auswirkungen der Länder- und Gemeinde­
haushalte in eine solche Analyse einbezogen werden. 
Die Unsicherheit in der Bewertung der ökonomischen 
Lage resultiert hauptsächlich aus dem Fehlen einer 
solchen Analyse. Eine isolierte Finanzplanung kann 
sie nicht ersetzen. Auch die gelegentlichen Budget­
m anipulierungen zeugen nicht von einer sicheren Fun­
dierung des Etats im Rahmen einer gesamtwirtschaft­
lichen Programmierung. Das Fehlen eines Maßstabes 
z. B. in Form eines Nationalbudgets läßt überdies

solche M anipulierungen leicht als ungefährlich er­
scheinen, weil ihre kurz- und langfristigen W irkungen 
von der Öffentlichkeit kaum getestet werden können.

BILANZ DER UNSICHERHEITEN

Die bisher genannten unsicheren Elemente bei der 
Budgetplanung im Herbst 1966 werden potenziert 
durch die Unsicherheit der allgemeinen Regierungs­
politik. Denn in Höhe und Struktur ist das Budget die 
numerische Form des Regierungsprogramms. W enn die 
Grunddaten des Budgets sich nicht ohne Schwierig­
keiten aus den politischen Zielen der Regierung ab­
leiten lassen, dann ist das ein Beweis für ein recht 
unverbindliches Programm oder für den Wunsch, sich 
schnell den wechselnden Gegebenheiten anpassen zu 
können. Entscheidende Relationen innerhalb des 
Budgets sowie zwischen Budgetposten und wichtigen 
gesamtwirtschaftlichen Größen sollten aber vor Beginn 
der Budgetplanung fixiert sein. Auch die im Laufe der 
Planungen auftretenden neuen Gesichtpunkte dürften 
das fixierte Programm nur noch in Ausnahmefällen 
entscheidend verändern. W enn Alternativ- oder Even­
tualbudgets vorher ausgearbeitet werden, könnte diese 
Prozedur kurzfristig durchgeführt werden, und die rele­
vanten Relationen w ären entsprechend der allgemei­
nen Lage und den Zielen der Regierung geklärt.

Im Herbst 1966 sind bei der Aufstellung des Etats 1967 
diese Voraussetzungen keineswegs erfüllt. Abgesehen 
von der Beratung im Kabinett sind bis zur Präsentation 
im Bundestag ständig kleine und große M anipulatio­
nen am Budgetentwurf vorgenommen worden. Es 
schien so, als ob es gar nichts ausmacht, hier und dort 
einige hundert Millionen zu addieren oder zu subtra­
hieren. Das ist auch nicht mit der Aktualisierung be­
stimmter Größen zu begründen, sondern zeigt in pein­
licher Offenheit das Fehlen einer geschlossenen Kon­
zeption. Programme können nicht ständig geändert 
werden, ohne daß die Gesamtheit empfindlichen Scha­
den nimmt, die mit ihren zum Teil vom Budget ab­
hängigen Planungen nicht bis in die M itte der nächsten 
Rechnungsperiode hinein auf eine verbindliche Rege­
lung w arten kann.

Der Programmpunkt „Wirtschaftliche Stabilität" ist 
nidit dadurch gefährdet, daß einige W achstumsraten 
variieren, sondern entscheidend dadurch, daß die Re­
gierung unsicher ist in  der Gestaltung ihrer Ziele und 
im Einsatz ihrer Mittel. In wirtschaftspolitischen Pro­
grammen das magische Dreieck oder Ziele in noch 
mehr simplifizierten Formulierungen anzukündigen, 
erfordert mehr Sorgfalt, mehr Diskussion von A lter­
nativen und weniger M anipulationen, als sie die Praxis 
in diesem Jahre zeigte. Kurzfristig die langfristig an­
gelegten Programme zu ändern, sollte für Ausnahme­
situationen aufgespart bleiben; Ausnahm esituationen 
sollten aber nicht durch Unsicherheiten der Regierung 
provoziert werden.
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ETAT-ENTWURF 1967

Der Entwurf für den Etat 1967 ist das Resultat eines an 
sich schon heroischen Unterfangens-, denn angesicäits 
der aufgezeigten Unsicherheiten und der V eränderun­
gen in der Regierung und auf Grund der Reaktionen in 
den gesetzgebenden Gremien w äre es wirklichkeits­
fremd, diesem Entwurf eine Chance zu geben, tatsäch­
lich im Laufe des Jahres 1967 Gesetz zu werden. Die 
Analyse einiger Posten muß daher noch weitgehend 
spekulativen Charakter tragen. Der zunächst von der 
Bundesregierung eingebrachte Etatentwurf umfaßte 
73,9 Mrd. DM und wurde durch einen Ergänzungshaus­
halt auf 75,28 Mrd. DM erhöht. Verglichen mit dem 
Etat 1966 ist das eine Steigerung von über 9 "/o, sie 
liegt bei Berücksichtigung eines Naditragshaushalts 
für 4966 immer noch über 7 *>/o. Um diesen Etat von 
über 75 Mrd. DM zu einem vorläufigen Ausgleich brin­
gen zu können, wurden dem Etatentwurf weitere Ge­
setzesentwürfe beigefügt.

Das Finanzplanungsgesetz hat nichts zu tun mit lang­
fristigen oder m ittelfristigen Konsolidierungsbemühun­
gen bei bestimmten Ausgabepositionen, sondern es ist 
lediglich die aktuelle Version des vorjährigen Haus­
haltssicherungsgesetzes. Bei einigen Positionen läßt 
sich eine bem erkenswerte finanzpolitische V erhaltens­
weise zeigen, die für die Zukunft nicht ohne Gefahr ist. 
Zunächst sind Kürzungen einiger gesetzlich festgeleg­
ter Ausgaben zu erwähnen. In Höhe von 500 Mill. DM 
soll die Zweckbindung der M ineralölsteuer für Zwecke 
des Straßenwesens aufgehoben werden; 245 Mill. DM 
sollen eingespart werden durch Einschränkung der 
Ausbildungsbeihilfen; geringere Einsparungen sind 
vorgesehen bei den Anpassungsbeihilfen (Mineralöl­
abgaben), beim W ohngeldgesetz und beim sozialen 
W ohnungsbau. W eiter wurde eine Verringerung der 
Bundeszuschüsse zur knappschaftlichen Rentenversiche­
rung und der Sonderzusdiüsse zur Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten in Höhe von zusammen 
230 Mill. DM vorgeschlagen. Zusätzliche Einsparungen 
für den Bund sollen resultieren aus der Übertragung 
der Trägerschaft gewisser Leistungen auf die BAVAV 
in Höhe von 463 Mill. DM (Mutterschaftsgeld usw.). 
H ier ist der Staat im weiteren Sinne keineswegs ent­
lastet. Die Ausgaben sind nur auf einen Hilfsfiskus 
verlagert, der diese Ausgaben zum Teil durch Anhe­
bung seiner Beiträge finanzieren muß, was einer 
Steuererhöhung gleichzusetzen ist. Hier zeigt sich nicht 
nur das Fehlen einer Gesamtschau der staatlichen A k­
tivität, die erst die effektive Höhe der Ausgaben und 
der Entzugs eff ekte zeigen würde, sondern auch ein 
bedenkliches Fortschreiten in der Ausgliederung staat­
licher Funktionen. Das gilt — wenn auch mit anderen 
Auswirkungen — ebenfalls für die Kürzung effektiver 
Bundesausgaben um 1,25 Mrd. DM, die als Teilstun­
dung der Bundeszuschüsse an die Rentenversicherung 
der A rbeiter und A ngestellten durdi Hingabe von 
Schuldbuchforderungen deklariert werden. Schon 1966

wurden 750 Mill. DM auf diese W eise gekürzt. Kassen­
mäßig sind hier keine Ausgaben getätigt, aber die 
Verschuldung des Bundes hat zugenommen. Die De­
batte über den Haushaltsentwurf sollte über diese 
A rten der temporären und institutioneilen Verschie­
bung von Ausgaben nicht hinweggehen. Rund 3 Mrd. 
DM sind durch diese Gesetzesänderungen nach Mei­
nung der Bundesregierung zu kürzen, und dement­
sprechend sind die Ausgaben für diese Bereiche im 
Etatentwurf bereits niedriger angesetzt worden. Uber 
die weitere Gültigkeit der betroffenen Gesetze wird 
aber noch im einzelnen beschlossen werden müssen.

Das Steueränderungsgesetz 1966 enthält die viel dis­
kutierte Herabsetzung der Kilometerpauschale für 
Pkw-Benutzung für Fahrten zwischen W ohnung und 
Arbeitsplatz, außerdem den Abbau einiger Freibeträge. 
Als Hauptgrund werden — neben dem fiskalischen — 
die Erfordernisse der Gleichbehandlung aller Steuer 
pflichtigen angeführt; wenn man diesem Motiv ent­
sprechend handeln würde, dann hätte die Liste noch 
um einige Positionen verm ehrt werden müssen. Außer 
diesen Änderungen der Einkommensteuer werden noch 
einige Umsatzsteuer-Vergünstigungen gestrichen. Diese 
im Gesetzentwurf genannten Kürzungen der Vergün­
stigungen sollen 1967 ein halbe M illiarde DM mehr an 
Steuern einbringen. Uber die Begrenzung der Spar­
förderung ist noch nicht entschieden worden.

Der durch diese punktuell ansetzenden Maßnahmen 
zunächst mit 73,9 Mrd. DM ausgeglichene Haushalt 
zeigte gegenüber 1966 wichtigste Veränderungen in 
folgenden Ausgabepositionen; Im Sozialhaushalt war 
eine erhebliche Aufbesserung vorgesehen, die beson­
ders der Kriegsopferversorgung zugute kommen sollte. 
Fast gleich hoch w ar die Zunahme der Verteidigungs­
ausgaben angesetzt. Hohe Zuwachsraten zeigten der 
Schuldendienst des Bundes, die Ausgaben für die Ent­
wicklungshilfe, für den V erkehr und für W issenschaft 
und Forschung. Auf der Einnahmeseite wurden 
0,5 Mrd. DM als Anleihebedarf eingestellt.

ERGÄNZUNGSHAUSHALT 1967

Der zusammen mit diesem Entwurf im Bundestag 
Anfang November eingebrachte Ergänzungshaushalt 
1967 korrigierte diese Ansätze in w iditigen Punkten. 
Erforderlich w urde diese Ergänzung durch die ver­
m inderten Einnahmeschätzungen und durch die er­
höhten Devisenzahlungen an die USA und Großbritan­
nien. Auf der Ausgabenseite w urden die Verteidigungs­
ausgaben erhöht, für die jetzt rd. 21 Mrd. DM vorge­
sehen sind. W eitere 440 Mill. DM sollen den Gemeinden 
zusätzlich für die Lösung der Verkehrsprobleme ge­
zahlt werden. Die zunächst vorgesehene Steigerung 
der Entwicklungshilfe wurde vermindert, und auch die 
Aufbesserung der Kriegsopferversorgung ist reduziert 
worden, so daß der effektive Sozialetat rd. 22 Mrd. DM 
betragen wird.
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Auf der Einnahmeseite soll die entstandene Lücke 
ausgefüllt werden durdi die Aufstodcung der Anleihen 
um 0,5 Mrd. DM auf 1 Mrd. DM und durdi die Er­
höhung einiger Steuern. Die Tabaksteuer soll um rd. 
30 "/o und die M ineralölsteuer um 0,03 DM pro Ltr. 
angehoben werden; außerdem soll die Branntwein­
monopolabgabe erhöht w erden und das M ineralöl­
steuerprivileg bei der Umsatzsteuer fortfallen. Die 
Umsatzsteuer für Unternehmen mit Jahresum sätzen 
von mehr als 15 Mill. DM steigt von 4 “/o auf 4,25 “/o.

DER ZUSAMMENGEFASSTE ENTWURF

Der vorliegende ausgeglidiene Etatentwurf darf bei 
aller Exaktheit der Präsentation nidit darüber hin- 
wegtäusdien, daß erheblidie Beträge dubios sind. Auf 
der Einnahmeseite sind das besonders die 2 Mrd. DM, 
die evtl. dem Bund aus, der Einkommen- und Körper- 
sdiaftsteuer nidit zur Verfügung stehen werden, und 
bei den Ausgaben ist die Devisenausgleidiszahlung 
nodi keineswegs geklärt. Die Frage nadi der ge- 
sam tw irtsdiaftlidien Relevanz dieses Etats kann daher 
nur un ter Beaditung der h ier genannten Annahmen 
beantw ortet werden.

ln  den offiziellen Begründungen wurde stets darauf 
hingewiesen, daß dieser Haushalt konjunkturgerecht 
sei. Bei der V erabsdiiedung des Regierungsentwurfs 
bedeutete das, er sei nidit zu expansiv, w ährend es 
bei der Vorlage des Ergänzungshaushalts bedeutete, 
daß er nidit mehr so betont restriktiv sei, da die 
Lage es audi nidit mehr erfordere. Betraditet man 
zunädist den Ergänzungshaushalt, dann zeigt sidi, 
daß bei Annahme einer zunädist binnenneutralen W ir­
kung der Devisenzahlungen expansive Effekte nur zu 
erw arten sind durdi die Umpolung von 440 Mill. DM 
von den Transferausgaben zu den V erkehrsinvestitio­
nen. Es ist aber kaum anzunehmen, daß hiervon netto 
beträchtlidie Expansionen ausgehen, da der Bund Ende 
des Jahres 1966 und zu Beginn des Jahres 1967 mit 
Anleihen in Höhe von jeweils I Mrd. DM an den 
Kapitalm arkt herantreten  will. Dadurdi wird die In­
vestitionsneigung des privaten Sektors sidierlidi nidit 
gerade stimuliert. Die Höhe der Nadifrageexpansion, 
die durch den Gesamtetat ausgelöst werden dürfte, 
liegt w ahrsdieinlidi bei 6 “/o. Diese globale Angabe 
bedarf aber einer differenzierten W irkungsanalyse, 
ehe konjunktur- oder wachstumsrelevante Aussagen 
gemacht werden können. Erforderlich wären dazu eine 
sektorale Aufteilung dieser Nachfrage, Angaben über 
die zeitliche Verteilung der Nachfrage im nächsten Jah r 
und außerdem die Berücksichtigung der A ngebotssitua­
tion auf den einzelnen Teilmärkten.

Die Steuererhöhungen dürften mit Sidierheit zu P reis­
steigerungen führen. Davon werden zunächst einige 
sog. Genußmittel, aber auch die Benzinpreise berührt 
v/erden. Allgemeiner dürfte die Wirkung der H erauf­
setzung der Umsatzsteuer für Großbetriebe sein. Die 
Begründung, diese Anhebung gleiche nur die S teuer­

vorteile der Großbetriebe aus, ist allein schon wegen 
der Unterschiede in den Branchen und in der Rechts­
form der Firmen nicht überzeugend. Die weitere Er­
läuterung, daß die zusätzliche Belastung dieser Be­
triebe durch die Einführung der M ehrw ertsteuer nodi 
höher sein werde, übersieht, daß dafür doch die 
Höhe des value added und nicht die Umsatzhöhe 
maßgebend ist.

Anschließend sei noch darauf hingewiesen, daß die 
Einkommensteuersenkung 1965 mit dem einschneiden­
den Verzicht auf Einnahmen die hier geschilderten 
Maßnahmen erst erforderlich machte. Heute wird somit 
die sozialpolitisch nicht gerade zielgerechte Regres­
sionswirkung bei einer Erhöhung der indirekten Steuer 
hingenommen, während die Regierung den Aufbau 
eines flexiblen direkten Steuersystem s vernachlässigt 
hat.

Der vorliegende Haushaltsentwurf ist geprägt durch 
die starke Zunahme der Verteidigungsausgaben und 
durch eine nicht sehr starke konjunktur- und wachs­
tumspolitische Expansionseffizienz; er wird aber trotz­
dem mit großer W ahrsdieinlichkeit Preissteigerungen 
hervorrufen. Die politische Maxime, daß die Sozial­
politik fiskalisch kein Tabu mehr darstelle, wurde 
bei einigen Posten des Haushaltsplanentwurfs und des 
Ergänzungshaushaltes schon in die Tat umgesetzt.

FORDERUNGEN AN EINEN NEUEN 
ETATENTWURF 1967

Das Schicksal dieses Haushaltsplanentwurfs hängt ab 
von der Zusammensetzung und von der Zielsetzung 
der künftigen Bundesregierung und von deren U nter­
stützung durch die gesetzgebenden Gremien. W ie 
schon an einigen Stellen angedeutet wurde, würde 
es sehr überraschen, wenn an den hier besprochenen 
Entwürfen lediglich geringfügige Änderungen vorge­
nommen würden; allein die Vielzahl der dubiosen 
Posten verbietet eine solche Annahme. Vielmehr ist 
zu erwarten, daß an wesentlichen Stellen Änderungen 
unvermeidlich sein werden, so daß vielleicht ein neuer 
Entwurf angefertigt w erden muß. Eine soldie Neu­
konzeption dürfte folgende Forderungen nicht unbe­
achtet lassen:
□  Die Beratung des Etatentwurfs muß beschleunigt 

werden, damit für die übrigen Sektoren der Volks­
wirtschaft die für sie ökonomisch relevanten Aus­
wirkungen des Etats überschaubarer werden. Es 
müßte möglich sein, spätestens im Laufe des Januar 
die Grundkonzeption vorzulegen. Voraussetzung 
dafür ist jedoch die Neuformulierung eines Regie­
rungsprogramms, das als Richtschnur für die Bud­
getierung geeignet ist und das der aktuellen Situa­
tion Rechnung trägt. Dieses Programm sollte die 
Haltung der Regierung zu den Problemen der So­
zial- und Strukturpolitik klarer als bisher erkennen 
lassen und die Verantwortung für die W achstums­
sicherung verpflichtend ausdrücken.
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□  Direkt aus dem Regierungsprogramm muß sidi die 
langfristige Finanzplanung ergeben. Dazu ist es 
zunädist erforderlidi, die bereits heute für die 
nädisten Jahre festgelegten Ausgabepositionen klar 
aufzuzeigen und den Einnahmemöglidikeiten illu­
sionslos gegenüberzustellen j erst dann können die 
politisdi nötigen Entsdieidungen über Neugestal­
tungen des Etats getroffen werden. Die tatsädilidie 
Haltung der Regierung zum Stabilitätsgesetz und 
zur Finanzreform wird getestet werden können 
an der Intensität und Sorgfalt, mit der die Rolle 
des Staates in der Volkswirtsdiaft über mehrere 
Jahre im voraus mit ihren Auswirkungen auf alle 
relevanten Größen festgelegt wird. Auf National­
budgets und Eventualprogramme wird man nidit 
mehr verziditen können.

□  Ehe diese Aufgaben optimal durdigeführt werden 
können, muß das Verhältnis der Gebietskörper­
schaften zueinander neu durdidacht werden. Die 
Finanzreform mit der N euverteilung der Aufgaben, 
Ausgaben und Einnahmen ist dringender denn je, 
wie der Streit um die Steueranteile zwischen Bund 
und Ländern zeigt. Auch die Träger der Sozialversi­
cherung müßten bei diesen Abstimmungen berück­
sichtigt werden; w eitere Ausgliederungen von Aus­
gaben zersplittern die ökonomische Potenz und 
verhindern die Transparenz der gesamten staa t­
lichen Aktivität.

□  Der Budgetumfang für 1967 in Höhe von 75 Mrd. DM 
wird kaum verm indert werden können; vielmehr 
ist bei einigen nodi nicht geklärten Ausgabepo­
sitionen noch mit einer Anhebung zu rechnen. Bei 
der geringen Expansionswirkung des vorliegenden 
Entwurfs wäre konjunkturpolitisdi eine Verminde­
rung audi kaum zu verantworten. Die wadistums- 
politisch wünschenswerte Effizienz sollte noch er­
heblich gesteigert werden durch eine zweckmäßi­
gere Verteilung der Ausgaben zugunsten der staat­
lichen Investitionen. Dazu ist eine Überprüfung der

bisherigen Subventions- und Unterstützungspolitik 
erforderlich und die Vorlage eines Planes für die 
sdirittweise Verlagerung der Ausgaben. Sprung­
hafte Entscheidungen mit Hilfe von Haushaltssi- 
cherungs- und Haushaltsplanungsgesetzen können 
das nicht ersetzen. Außerdem ist die Ausgaben­
struktur der Länder und Gemeinden bei dieser Ab­
stimmung zu berücksichtigen.

□  Da die Ausgaben eher steigen als fallen werden, 
sind die Möglichkeiten für eine Erhöhung der Ein­
nahmen zu prüfen. Die Verschuldung dürfte kurz­
fristig wegen der Kapitalniarktsituation mit den 
allein vom Bund für 1966/67 vorgesehenen 2 Mrd. 
DM ihre Obergrenze erreicht haben, so daß Steuer­
erhöhungen unvermeidlich sind. Erhöhungen von 
indirekten Steuern sind zwar psychologisdi le id i­
ter durchzusetzen, haben aber eine Reihe von un­
erwünschten diskriminierenden Nebenwirkungen 
und sollten daher n id it w eiter forciert werden. 
Vielmehr sollten zunädist schrittweise und in Ab­
stimmung mit der Ausgabenseite veraltete und 
unzweckmäßig gewordene Steuervergünstigungen 
bei den direkten Steuern aufgehoben werden. Ein 
solches Vorgehen würde eine nötige allgemeine 
Tarifanhebung in Grenzen halten, so daß auch 
im Bereich der Einkommensteuer und Körper- 
sdiaftsteuer keine konjunkturschädigenden Effekte 
aufzutreten brauchten. Eine solche Bereinigung und 
V erbreiterung der direkten Steuern würde die 
Effizienz der Steuerpolitik erhöhen und zu einer 
größeren Transparenz der Steuerbelastung führen.

Sicherlich verstecken sich h inter diesen Forderungen 
einige nur langfristig zu lösende Aufgaben. Im In­
teresse einer ordnungsgemäßen Haushaltsführung und 
im Interesse einer wirkungsvollen Politik muß aber 
Versäumtes nachgeholt werden. Der Eintritt in eine 
„Konsolidierungsphase" verlangt den hohen Preis 
einer straffen Finanzpolitik; dieser Preis muß in der 
Bundesrepublik noch bezahlt werden.

D ie  DEUTSCHE B U N D iS B A H r ^
befördert jedes Gut jeder Ze lt

®  Moderne Güterwagen, auch für schwerste Güter 
®  Großbehälter verschiedener Art 
O  Paletten für rationellen Versand 
®  W agen mit Transportschutzvorrichtung für palettiertes Gut 
0  Güterkraftverkehr

sind nur e in ige  der von  ihr gebotenen  M öglichkeiten.

Darum - Transport Ihr Vorteil
Bundesbahndirektion Hamburg
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